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      Erobert der „Dschihad“ Syrien? Oder: das Fiasko der Antiterrorstrategie   
 
Letzten Dezember drangen Agenten des französischen Geheimdiensts und der CIA ins syri-
sche Hinterland vor. Sie waren mit einer Vor-Ort-Recherche über die politische Orientierung  
der von Frankreich und dem Westen bewaffneten Oppositionsgruppen und deren Liaison mit 
al-Qaida beauftragt. Bis dahin hatte man sie, neben offiziellen Kanälen, aus der nahöstlichen 
Nachbarschaft aufgeklärt. Während die Franzosen sich bis Aleppo und Idlib vorwagten, be-
schränkten sich die US-Agenten auf den grenznahen Raum zur Türkei. Eine direkte Berüh-
rung mit „al-Nusra“, einer irakischen al-Qaida-Formation, war ihnen zu riskant.1  
Den Hintergrund jener Aktion bildete Frankreichs und Englands Drängen der EU, ihr Waffe-
nembargo gegen Syrien aufzuheben, um der syrische Opposition vermittels einer stärkeren 
Bewaffnung endlich zu einem militärischen Sieg über Assad zu verhelfen. Auch Washington 
zauderte mit grünem Licht für direkte Waffenlieferungen.  
Jene Vorgänge sprechen von dreierlei: Zum einen von verantwortungsloser politischer Leicht-
fertigkeit gegenüber dem Schicksal Syriens, seiner demokratischer Opposition eingeschlos-
sen, und dem europäischen Verhältnis zu Nahost. Anstatt die EU zu einem konstruktiven Kri-
senmanagement aufzufordern, wird sie bedrängt, den Weg für Waffenlieferungen in einen 
Bürgerkrieg frei zu geben, in dem man die politische Identität seiner militärischen Akteure 
selber nicht mehr genau kennt. Wen sollen die EU und Europa denn da eigentlich unterstüt-
zen? Mit welcher Art von Siegern über Assad bekommen sie es zukünftig zu tun und wohin 
gedenken diese Syrien zu führen?  
Zum anderen: die westlichen Mächte sind nicht mehr in der Lage, Verwerfungen und politi-
sche Konstellationen zu beherrschen, die sie mit ihrem zehnjährigen Antiterrorkrieg in der 
nah- und mittelöstlichen Region und dem NATO-Debakel Afghanistan mit provozierten. Da-
zu gehört ganz wesentlich der Macht- und Einflussgewinn islamistischer Parteien und Grup-
pierungen. Mit seinem „War on Terror“ und dem Debakel der NATO in Afghanistan hat der 
Westen die zum Erzfeind deklarierten, von Bin Laden und al-Qaida inspirierten Dschihadisten 
und Salafisten, popularisiert und gestärkt. Ein voraussehbares Ergebnis. Heute ist jener Feind, 
neben den demokratisch gestarteten Revolutionen in Ägypten und Tunesien, Teil der „grund-
legenden Umgestaltungen der politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der arabi-
schen Welt“2. Da diese Umbrüche aber hinsichtlich ihrer Verwurzelung und Triebkräfte von 
real autochthonem Charakter sind, stehen die für europäische, auch deutsche Nahostpolitik 
Verantwortlichen plötzlich vor ihnen unbekannten Kräftekonstellationen, deren nationale und 
internationale Agenden sie nur noch marginal oder nicht mehr zu kontrollieren, geschweige 

 
1 Vgl. Mohammad Ballout, Western Intelligence Agencies Sort ‘Jihadist’ Groups in Syria,  As-Safir, Beirut,  Dec 
7, 2012, http://www.al-monitor.com/pulse/politics/2012/12/attempts-to-sort-jihadists-from-syria-rebels-slows-
western-support.html#ixzz2HNdqMFVUv 
2 Vgl. Volker Perthes, Der Aufstand, die arabische Revolution und ihre Folgen, Pantheon Verlag, München, 
2011, S. 8.  



2 
 

denn zu bestimmen vermögen. Jenes Autochthone scheint wichtig festgehalten zu werden, 
weil sie in ihrer Intention dem nationalen, antikolonialen Aufbegehren in der arabischen Welt 
der fünfziger und sechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, so der Bewegung der Freien Offi-
ziere in Ägypten, ähnelt.   
Drittens: Um den Sturz Assads zu erreichen, setzte der Westen auf Doppelspiel, in dem auch 
die dschihadistische Karte ihren verdeckten Platz hatte. Investigative Medien wie »Infowars«  
fanden heraus, dass die USA und andere NATO-Verbündete al-Qaida-Kämpfer aus Libyen 
bereits ab November 2011 in die türkisch-syrische Grenzregion einflogen. Darunter auch sol-
che, die während des NATO- Libyeneinsatzes die  Proxy- Bodentruppen der Allianz führten 
und deren Luftangriffe dirigierten.3 Im Mai 2012 gab US-Verteidigungsminister Leon Panetta 
zu, dass al-Qaida in Syrien präsent ist.4 US-Politikverantwortliche kalkulierten, erst mal muss 
Assad weg5, um Irans regionale Position zu schwächen, und danach sich al-Qaida „vorzu-
nehmen“. An sich wäre solch ein taktischer Schwenk in der US-amerikanischen Nahostpolitik 
nicht neu, was noch darzustellen ist. Um die eigene Hegemonie zu wahren, ist jedes Mittel 
recht, werden auch die Partner und Instrumente je nach Zweckmäßigkeit ausgetauscht. Ent-
weder wird ein gewaltsamer Regimewechsel wie in Afghanistan, Irak, Libyen und jetzt Syrien 
angestrebt, eine Lenkung der Eliten vor Ort versucht oder, angepasst an neue Kräftekonstella-
tionen, eine Mischtaktik zwischen beidem. 
Dass dieser herkömmliche Werkzeugkasten den neuen, grundverschiedenen Reparaturanfor-
derungen entspricht, ist zu bezweifeln. So schätzt zwar die US-Administration die Partei der 
Muslimbrüder als langfristig ausschlaggebende politische Kraft ein und lässt ihnen erste 
Geldspenden zukommen.6 Solches kann fraglos auch weiterhin wirken, dürfte jedoch den   
Grundansprüchen der neuen Macht nicht entsprechen. Sie repräsentiert Bewegungen, die Re-
formen forderten, welche die Gesellschaft „an Haupt und Gliedern“ verändert, „die sie in eine 
auf Koran, Sunna und die Scharia gestützte, starke und einige Gesellschaft umwandeln soll-
te(n), die ihren inneren und äußeren Feinden (Säkularisten, Linke, Briten  und Zionisten) wi-
derstehen würde.“7  
 
Erobert der Dschihad Syrien?  
Die Ziele und Ideologie der im syrischen Bürgerkrieg agierenden Dschihadistan gehen jedoch 
weit über die oben genannten der Muslimbrüder hinaus. Ihr hauptsächliches Ziel ist nicht nur 
der Sturz Assads, sondern ein islamischer Staat in Syrien, ihre Ideologie von der Bin Ladens 
inspiriert. Zentrales Thema aller Äußerungen Bin Ladens, so resumiert die Spezialistin für die 
Politik des Nahen Ostens, Christina Hellmich, sind das Schicksal, „Leid und die Erniedrigung 
der (muslimischen –A.S.) Umma, welches ihr von den Ungläubigen, nämlich den USA und 
ihren Verbündeten zugefügt wird.“8 Die islamische Gemeinschaft müsse sich der „fernen“ 
und „nahen“ Verursacher ihres drohenden Zer- und Verfalls erwehren. Das „Leid von Musli-

 
3 Vgl. Toni Carlucci, US Desparation Surfaces in Syria, Landdestroyer, August 20, 2012. 
http://landdestroyer.blogpost.de/2012/08/us-desparation-surfaces-in-syria.html. 
4 Vgl. Dorothea Hahn, Erstmal muss Assad weg, Die Tageszeitung, 10.08.2012, http://www.taz.de/!99365/. 
5 Ebenda 
6 Vgl. Samir Karam, Saudis Prepare to Fight Islamists And Move to Shore Up US Ties, As/Safir, Beirut, 
27.7.2012. 
7 Vgl. Gudrun Krämer, Geschichte des Islam, dtv, München, 2.Auflage 2011, S. 277. 
8 Vgl. Christina Hellmich: al-Qaida, Vom globalen Netzwerk zum Franchise-Terrorismus, Primus Verlag, Darm-
stadt, 2012, S. 81.  
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men im Irak und Palästina, in Kaschmir und Bosnien, (sei) eine direkte Folge der amerikani-
schen beziehungsweise westlichen Aggressionspolitik ist.“9 Als aufrüttelndes Trauma spiele 
bei Bin Laden eine besondere Rolle der  Tod 500 000 irakischer Kinder als Folge der Wirt-
schaftssanktionen nach dem zweiten Golfkrieg 1991, zu denen Madeleine Albright seinerzeit 
seelenruhig erklärte, das seien die politischen Ziele der USA Wert.10 1998 verurteilt Bin La-
den die Nahostpolitik der USA als „Kriegsführung gegen Gott.“11 
Im Ringen um die Macht in Syrien sind al-Qaida nahe Formationen inzwischen zum militä-
risch schlagkräftigsten Faktor herangewachsen. So die „Libysch-islamische Kampfgruppe“ 
und die „Front zur Verteidigung der levantinischen Völker“. Mehrere syrische islamistische 
Brigaden schlossen sich zur „Front für die Befreiung Syriens“ zusammen. Dazu gehören u. a. 
die „Faruq-Brigade“ (Homs), „Sukur al-Scham“ (Idlib) sowie Einheiten in Damaskus, Deir al-
Zor, Aleppo. Verhandlungen fanden auch mit „Ahrar al-Scham“ statt; vorgeblich gehören der 
Gruppierung vierzigtausend Mann an. Obgleich man in der Benennung jener neuen Formation 
auf „islamisch“ verzichtete, bleibt ein islamischer Staat gemeinsames Ziel. 12   
Aufmerksamkeit verdient vor allem al-Nusra, eine al-Qaida zugerechnete Gruppierung, die  
sich in den nördlichen und westlichen Provinzen Iraks im Kampf gegen die USA-Besatzung 
formierte. Ihr „Emir“ ist Jordanier. Sie schuf in der irakischen Provinz al-Anbar einen „Isla-
mischen Staat Irak“, den sie nunmehr im syrischen Konflikt mit einer syrischen Provinz zu 
verbinden beabsichtigt.13 Sie brachte hunderte von al-Qaida- Dschihadisten aus Tschetsche-
nien, Irak, Libyen, Saudi Arabien, Jemen und Jordanien auf das syrische Konfliktfeld. Ihre 
syrischen Mitglieder sollen vormals Kämpfer in Irak gewesen sein, die als „Schläfer“ nach 
Syrien zurückkehrten.14  
Die in London erscheinende arabische Zeitung „Al-Hayat“ charakterisierte al-Nusra als einen 
Akteur, der in Syrien nicht gegen das politische Regime Assads kämpfe, sondern gegen das 
der Alawiten; nationale Identitäten ablehne; transnationalen Charakter trage und sich zu kei-
nem syrischen Staatsmodell bekenne.15  
Es ist dem Übergewicht des Militärischen im innersyrischen Konflikt geschuldet, welches mit 
dem Ausbleiben einer möglichst gewaltarmen Kompromisslösung das Kräfteverhältnis inner-
halb der Anti-Assadopposition mit der Zeit zugunsten jenes international kampferfahrenen 
dschihadistischen Flügels veränderte. Davor hatte die russische Außenpolitik stets gewarnt.   
Selbst der gegen Kriegsgreul immunen US-Administration ging der dschihadistische Boden-
gewinn in einem Schlüsseland der arabischen Welt wohl doch zu weit. Eine Beschuldigung 
im US-Kongress, sie paktiere mit al-Qaida wäre an ihre Substanz gegangen. Auch an die ihrer 
internationalen Verbündeten in jenem „War on Terror“. So entschied  sie schließlich Mitte 
Dezember 2012, al-Nusra auf die internationale Terroristenliste zu setzen. Den Nationalen Rat 

 
9 Ebenda, S.19 
10 Ebenda, S. 19/20 
11 Ebenda 
12 Mariam Karouny, Powerful Syrian Islamist brigades, frustrated at the growing divisions among rebels, have 
joined forces in what they say is a "liberation front" to topple President Bashar al-Assad, 
http://www.reuters.com/article/2012/10/11/us-syria-crisis-rebels-idUSBRE89A0Y920121011. 
13 Vgl. Hazem al-Amine, Jabhat al-Nusra: Failure of the Opposition in Syria, Al-Hayat, London,16.12.2012; 
http://www.al-monitor.com/pulse/politics/2012/12/syria-opposition-fails-with-jabhat-al-nusra-terrorist-
label.html#ixzz2HJihy9L4.  
14 Ebenda 
15 Ebenda 
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der syrischen Opposition forderte auf, diese Entscheidung anzuerkennen und sich von al-
Nusra zu distanzieren. Das lehnten die Nationale Koalition für die Syrische Revolution und 
Kräfte der Opposition, der syrische Nationalrat und die Muslim-Brüderschaft ab. 16 Für sie 
scheint der dschihadistische Flügel zu einem unverzichtbaren, auch ideologisch tolerablen 
Kampfgefährten herangewachsen zu sein.  
Damit haben al-Nusra, der dschihadistische Flügel, die syrischen Muslimbrüder und im Hin-
tergrund auch Bin Ladens Ideologie in Syrien ihren ersten großen politischen Erfolg errungen: 
Einer ihrer erklärten nahen Feinde, säkulare Opposition, stellt sich schützend vor sie. Was 
bedeutet das für den Charakter und die ordnungspolitische Orientierung einer zukünftigen 
Macht in Syrien? Wird ein nationales Projekt noch möglich sein oder steht neues Blutvergie-
ßen im Ringen für oder gegen einen islamischen Staat bevor? Und das in einem nahöstlichen 
Land, dessen Positionierung ihn befähigt, „die Waagschale arabischer Politik vollends aus 
dem Gleichgewicht zu bringen.“ 17 Auch gegenüber Israel.   
Den Westen und Russland stellen diese Entwicklungen vor äußerst diffizilen Fragen. Wofür 
sind islamistische, ja dschihadistische  Gewalten in der jetzigen Umbruchsphase für beide 
zukünftig noch zugänglich? - Für Handreichungen zum Sturz ihrer „nahen Feinde“.  
Was den  Westen betrifft und dieser in seinen Langzeitwirkungen unterschätzt, ist, dass die 
Dschihadisten sein Afghanistan-Debakel mit größter Aufmerksamkeit zur Kenntnis nahmen. 
Für sie bedeutet das – nicht nur ihr „naher“, auch der „ferne Feind“ ist verletzbar. Insbesonde-
re wenn Letzterer seiner arabischen Komplizen verlustig geht, jener Verderber der islami-
schen Umma in den eigenen arabischen Reihen. Mit einer solchen Doppelstrategie stehen sie 
keinesfalls im Gegensatz zu den Kernbotschaften Bin Ladens.  
Wie groß ist sind die Reserven insbesondere US-amerikanischer Anpassungsfähigkeit?  
 
Erstes Spiel der USA mit dem Islamismus  
Als die erste islamische Revolution 1979 den wichtigsten Verbündeten der USA und Eng-
lands in der Golfregion, Schah Reza Pahlavi, stürzte, scherte die erste Erdölmacht aus einem 
Abhängigkeitssystem aus, in welches die beiden westlichen Alliierten die Herrscherhäuser 
beiderseits des Golfs seit den 50er Jahren eingebunden hatten. Den ersten Ausbruchsversuch 
hatten die USA durch den Sturz des iranischen Ministerpräsidenten Mohammed Mossadegh, 
der die „Anglo-Iranische Petrolgesellschaft“ zu verstaatlichen versuchte, 1953 noch zu verei-
teln vermocht. Die Niederlage jedoch, welche die islamische Revolution den USA zufügte, 
haben diese bis heute nicht verwunden.    
Im Iran bekamen es die USA und Europa in der Region erstmals mit einer autochthonen, anti-
imperialistischen Revolution zu tun, die in einer staatlich konstituierten Variante islamischer 
Opposition gipfelte und ihre eigenen Streitkräfte aufbaute. In diese Periode fielen auch die 
„Saur-Revolution“ in Afghanistan sowie der Einmarsch der Sowjetunion. In Afrika führten 
weitere Befreiungsbewegungen zum Entstehen junger Staaten, deren Führungen sich auf ein 
Bündnis mit dem sozialistischen Lager orientierten.  
Als Gegenreaktion hoben die USA zu Beginn der 1970er Jahre einen strategischen „Think 
Tank“ zur Bekämpfung des Kommunismus und der sozialistischen Orientierung in Afrika aus 
der Taufe. Ihm gehörten an Henry Kissinger, Alexander de Marenches  (seit 1972 Chef des 

 
16 Ebenda 
17 Ebenda, S. 121. 
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französischen Auslandsgeheimdienstes SDECE), Ägyptens Präsident Anwar Sadat, Schah 
Mohammad Reza Pahlavi, der marokkanische König Hassan II und Kamal Adham, damaliger 
Chef des saudi-arabischen Geheimdienstes. Die Geheimdienste der Staaten dieses Klubs, den 
der Herausgeber des ägyptischen Zeitung „Al Ahram“, Mohammad Hasanein Heikal18 , „Sa-
fari-Klub“ taufte , vereinbarten im September 1976 gemeinsame Maßnahmen im Sinne des 
obigen Ziels, wozu auch die Ausweitung des Einflusses islamistischer Organisationen in 
Nahost und Afrika als Gegenkraft zum „kommunistischen Modell“ gehörte.19 Der Klub er-
kannte dem saudischen Königshaus die Führungsrolle zu. Letzteres unterstützte von 1973 bis 
1993 die Konsolidierung islamischer Organisationen in siebzig Entwicklungsländern mit 80 
Mrd. US-Dollars.20                
Die Herrscherhäuser der arabischen Erdölstaaten in eine Allianz gegen die Sowjetunion und 
den Warschauer Pakt zu ziehen, war Mitte der 1980er Jahre das hauptsächliche Bestreben   
der US-Diplomatie im Golf.21 Sie blieb erfolglos, weil die Golfmonarchien sich an eine Poli-
tik des gleichen Abstands zu den Blöcken hielten, die ihnen nationale und internationale 
Spielräume einräumte. Mit dem Warschauer Vertrag verschwanden auch jene Spielräume. 
Erst im Golfkrieg 1990/91 gelang es Washington schließlich, die von Saddam Hussein mit der 
Okkupation Kuweits in die Enge getriebenen Golfstaaten in eine solche Allianz einzubinden. 
Diesmal allerdings mit anderen Zielen.  
Diesmal standen das Bemühen im Vordergrund, die Golfstaaten auf einen Kurs der Normali-
sierung ihrer Beziehungen mit Israel zu bringen und deren Zustimmung zur Stationierung von 
bis zu einer halben Million ausländischer, vor allem US-amerikanischer Truppen in der Regi-
on zu erreichen. Ausgerechnet in Saudi-Arabien, einem Heiligen Land des Islam. Diese Dop-
pelstrategie provozierte die islamistischen Gegenkräfte. Jene, welche die USA im ersten Af-
ghanistankonflikt als Hilfstruppe zum Verdrängen der Sowjets aus Süd-West-Asien aufge-
päppelt und ihnen zum ersten erfolgreichen internationalen Jihâd  verhalfen, wandten sich 
vehement gegen die Hegemoniepolitik der USA im Nahen und Mittleren Osten, was schließ-
lich in den terroristischen Anschlägen vom 11. September 2001 kulminierte. Die „Afghanen“, 
die nach dem sowjetischen Rückzug aus Afghanistan 1989 in arabische Länder zurückkehr-
ten, hatte Bin Laden und Al-Kaïda erzogen. Sie spielen in den gegenwärtigen Aufständen in 
arabischen Ländern mit ihren militärischen Erfahrungen und ihrem Hass auf die USA und den 
Westen eine ambivalente Rolle.   
Dass das US-amerikanische Vorgehen nicht weniger dubios war, erhellt das Bekenntnis des 
ehemaligen US-Sicherheitsberaters Zbigniew Brzezinski gegenüber der französischen Zeit-
schrift „Nouvel Observateur“, die ihn fragte: „Bedauern Sie, islamistischen Fundamentalis-
mus ermutigt, zukünftige Terroristen mit Waffen und  Beratern versorgt zu haben?“ Antwort: 

 
18 Heikal erhielt vom iranischen Revolutionsführer Khomeini die Erlaubnis zur Sichtung der Archive des Schahs, 
wo er auf die hier wiedergegebenen Fakten stieß.  
19 „Der Safari-Klub“ rettete Zaires Diktator Mobuto, wofür er marokkanische und ägyptische Truppen sowie 
französische Luftstreitkräfte einsetzte; wendete von Ägypten die ‚Flut’ ab, indem er 1972 die sowjetischen Mili-
tärberater aus dem Lande experimentierte, später geschah Gleiches mit den sowjetischen Militärberatern in So-
malia; er provozierte Krieg zwischen Somalia und Äthiopien, weil dieses sich zur sozialistischen Orientierung 
bekannte.“ Ignatenko, A., Islamic Radicalism: A Cold War By-Product, Central Asia and the Caucasus, No. 1(7), 
2001, S. 108. 
20 Ebenda 
21 Deren Beobachter konnte der Verfasser zwischen 1982 und 1987 in seiner Eigenschaft als DDR-Botschafter 
sein. 
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“Was ist im Kontext von Weltgeschichte wichtiger: die Taliban oder der Zusammenbruch des 
Sowjetimperiums? Einige islamistische Fanatiker oder die Befreiung Mitteleuropas und das 
Ende des Kalten Krieges?“22     
 
Nahost – US-Aufbruch in die unipolare Weltordnung 
Nachdem die USA aus dem Untergang des Sowjetimperiums als die einzige verbliebene Su-
permacht hervortraten, zogen sie selbstsicher in ihren ersten großen Krieg im Golf. Sie befrei-
ten einen der wichtigsten arabischen Erdölstaaten, Kuweit, und bestraften den anderen, Irak, 
für die Okkupation des Ersteren. Woraus auch US-Präsident Bush (Sen.) nach dem ersten US-
Irakkrieg kein Geheimnis machte, formulierte Brzezinski so: „Kommt das Ende (des Krieges 
– A.S.) schnell nach einem entscheidenden Sieg, wird es keinen neuen Isolationismus in 
Amerika geben – aber auch keine neue Weltordnung. Vielmehr hätten wir es im Wesentlichen 
mit einem internationalen System zu tun, dem die Überlegenheit einer Supermacht zugrunde 
liegt.“   
Es verdient heute hervorgehoben zu werden, dass es die islamische iranische Führung war, die 
mitteilte, wie sie sich eine „neue Weltordnung“ vorstellen könnte: „Unsere Welt [sieht] sich 
neuen Zwängen und Erfordernissen gegenüber, die eine Neubewertung der Natur und der Zu-
kunft von internationaler Sicherheit verlangen“, so Irans Präsident Mohammed Chatamis 
2002 vor der VN-Vollversammlung. „Die alte Auffassung von internationaler Sicherheit, die 
auf Macht und militärischen Fähigkeiten von Großmächten beruht, hat einen fundamentalen 
Wandel durchlaufen. Sicherheit kann nicht mehr allein durch Vereinbarungen zwischen einer 
Handvoll von Mächten in Abwesenheit derjenigen, die marginalisiert werden, garantiert wer-
den. Die Ereignisse vom 11. September zeigen, dass die Trennung von Zentrum und Periphe-
rie nicht mehr länger die Sicherheitsordnung unserer heutigen Welt festlegen kann, da sogar 
die marginalisierten Gegenden in der Lage sein könnten, den großen Mächten Schaden zuzu-
fügen.“  
 
Clash der Hegemonien – das Fiasko der Antiterrorstrategie  
Hätte sich der Westen weitsichtig auf die Botschaft Chatamis eingelassen, stünde er heute in 
seiner Nahostpolitik günstiger da. Sowohl hinsichtlich Irans, als auch Syriens. Die beiden 
hätten sich zu einer Allianzbildung nicht genötigt gesehen. Heute muss er seine Interessen 
unter Bedingungen sich regional ausweitender autochthoner Selbstfindungs- und Selbstbe-
stimmungsprozesse realisieren. Zur den Trägern der ersten, islamischen Revolution, der irani-
schen, kommen jene im arabischen Raum.  
Zwar spalten diese konfessionellen Differenzen, was sie jedoch von Übereinstimmung in die-
sen oder jenen Fragen internationaler und regionaler Politik nicht abzuhalten braucht. Der 
Westen wird nun womöglich bei mehreren islamistischen Regimes anklopfen müssen. Letzte-
re werden nicht vergessen haben, dass er sie noch bis vor Kurzem als seinen „neuen zivilisa-
torischen Feind“ auf der ganzen Klaviatur seiner internationalen und regionalen Machtmittel 
bekämpfte und sich dabei von einem arabisch/islamischen Desaster ins nächste manövrierte. 
Aus Irak und Afghanistan musste er sich, nicht zuletzt wegen dschihadistischen Widerstands, 
schmachvoll zurückziehen, seine autoritären arabischen Statthalter vermochte er nicht zu hal-
ten.   

 
22 Nouvel Observateur, No. 1732, 15. Jan. 1998 
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Mit Syrien könnte nun hinzukommen das Beispiel dschihadistischen Bodengewinns als Sze-
nario gegenseitigen Schulterschlusses mit Oppositionsvertretungen, die der Westen im Ringen 
um den Sturz Assads als seine Alternative für ein demokratisches Syrien protegiert. Ver-
stummen in Syrien die „wirklich guten Nachrichten der arabischen Aufstände und Revolutio-
nen, […] dass diese eine Absage an die Ideologie eines gewaltsamen, terroristischen Jihad 
Waren, wie al Qaida ihn verkörpert“23 dann kann sich eine Dynamik entfalten, die die arabi-
schen Welt in eine neue Qualität führt.  
All das signalisiert, dass sich die gesellschaftspolitische Beschaffenheit des Nahen und Mittle-
ren Ostens weiter verändert. Letzte Worte sind nicht gesprochen. Doch das Passierende liegt 
komplett quer zu sämtlichen Prioritäten der bisherigen Nahoststrategie des Westens.  
Das historisch Neue für ihn besteht darin, dass er in die Verteidigung seiner postkolonialen 
Hegemonie selbst nicht länger als Hegemon gehen kann. Vielmehr hat er es mit islamischen 
Parteien und Bewegungen zu tun, die selbst um ihre politische Hegemonie kämpfen. In die-
sem Wettbewerb befindet sich der Westen in der Defensive, weil ihm der politische Islam im 
weitesten Sinne in seiner gesellschaftlichen und regionalen Akzeptanz zunächst uneinholbar 
überlegen ist. Letzterer kann sich auf bedeutende Schichten der muslimischen Massen stütz-
ten. In deren Bewusstsein hat sich der Westen, beginnend mit den europäischen Kolonial-
mächten bis in die Gegenwart, insbesondere mit seiner Politik in der Palästinafrage, diskredi-
tiert. Während Islamisten tief in ihren arabischen Gesellschaften verankert sind, sind es der 
Westen und seine Nahostpolitik grosso modo nicht.  
 
Ein neues Verhältnis wird gebraucht! 
Wird über die Umbruchsprozesse in unserer arabischen Nachbarregion und im westasiati-
schen Afghanistan gesprochen, so dürfen die Tausende Opfer und die Verwüstungen nicht 
ausgeblendet werden, für welche die Erfinder und Verfechter jenes „War on Terror“ verant-
wortlich sind. Wird als Wertmaßstab die Frage von „Krieg oder Frieden?“ zugrunde gelegt, 
dann darf auch die Verantwortung des dschihadistischen Terrors nicht klein geredet werden.   
Jedoch im Kontext sowohl des Fiaskos der Antiterrorstrategie und der Umbrüche in unserer  
arabischen Nachbarregion ist jetzt die Friedensfrage an die erste Stelle zu rücken.  
Wie soll es weiter gehen im Verhältnis und den Beziehungen zwischen Arabern und Europä-
ern, Muslims und Christen? Die Antworten dürfen nicht jenen überlassen werden, welche sich  
im letzten Jahrzehnt als Anhänger von Kriegen exponierten.  
Solange die EU ihre Nachbarschaftspolitik gegenüber dem Nahen- und Mittleren Osten als 
ein regionales Szenario für die Umsetzung einer Politik gestaltet, die das transatlantische 
Bündnis als „Achse" versteht, um die herum der Westen seine neue Weltordnung formt, wird 
es nicht gelingen, das Verhältnis zu seinen islamischen Nachbarregionen auszubalancieren. 
Eine solche Strategie ist nicht geeignet, die auf der arabischen und islamischen Seite weit ver-
breitete negative Subjekt-Objekt-Wahrnehmungsperspektive abzubauen, der zufolge Europa 
das Subjekt von Interessenpolitik ist, während die nah- und mittelöstlichen (islamischen) Re-
gionen deren Objekt sind. Eine solche Zweitklassigkeitswahrnehmung belastet das Verhältnis  
zu Europa aufs Schwerste und belässt es in seiner Krise.  
Um diese zu überwinden ist eine Richtungsentscheidung zu Gunsten einer Politik zu treffen, 
die das Verhältnis zu den islamischen Nachbarregionen langfristig zu einem Modus vivendi 

 
23 Vgl. Perthes, a.a.O., S. 167. 
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friedlicher Koexistenz und Zusammenarbeit führt. Auf einer solchen Grundlage müsste der 
dringend benötigte Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Regimes, politischen Syste-
men, Kulturen, Werteauffassungen und daran gebundenen, teilweise gegensätzlichen Interes-
sen organisiert werden, die in diesem gewaltigen Nachbarschaftsraum mit den arabischen und 
islamischen Regionen herrschen.  
Abschließend ist in einem solchen Sinne zu fragen: „Wer oder was hindert eine deutsche Re-
gierung daran, im Interesse der Friedensfrage aus diesen und anderen Aktionsmöglichkeiten 
ein alternatives Handlungsbündel zu schnüren? […]Eine […] unerläßliche Handlungsrichtung 
ist das selbstkritische Überprüfen und Ausmerzen traditioneller Fehler westlicher Politik ge-
genüber diesem Raum. Das Verhältnis Europas zum Phänomen „islamische Revolution“, zu 
Iran sowie zum Umgang mit sozialer Spezifik der dortigen Gesellschaften (muß) im weiteren 
Sinne neu  bestimmt werden. Es ist von tiefer Abneigung, ja Ignoranz gegenüber der Tatsache 
geprägt, daß sich im nah- und mittelöstlichen Raum eine islamistische gesellschaftliche Fun-
damentalopposition herausgebildet hat und weiter ausbreitet.“24  
Deutsche Botschafter a.D. aus Ost und West warfen diese Denkanstöße sofort in die Debatte, als sich 
die Bundesregierung entschlossen hatte, die Deutschen in den gefährlichen Strudel jener Antiter-
rorstratgie zu ziehen. Von einer beratungsresistenten Nahostpolitik ignoriert, blieben sie freilich unge-
hört.  

Jetzt ist jedoch die Zeit gekommen erneut zu fragen: Welche friedlichen, politisch-diplomatischen 
Regelungsideen werden gebraucht? Wie kann zwischen extremistischen und gemäßigten Is-
lamisten differenziert werden? Ist Vertrauensbildung möglich, mit wem und wie? 
 
 
 
 
 

 
24 Arne C. Seifert, Heinz-Dieter Winter, Gibt es politisch-diplomatische Wege aus der Terrorismusfalle? 
    Vom falschen Umgang westlicher Politik mit dem Islamismus, Neues Deutschland, 22./23.5.2004 
 
 


